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Artikel 10
1. Dieses Übereinkommen tritt vier Monate, nachdem sie­

ben Staaten nach Artikel 9 Absatz 2 Parteien dieses Überein­
kommens geworden sind, in Kraft.

2. Danach tritt dieses Übereinkommen für jede Vertrags­
partei vier Monate nach dem Tag der Unterzeichnung ohne 
Vorbehalt der Ratifikation oder der Hinterlegung der Rati- 
fikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.

Artikel 11

1. Dieses Übereinkommen bleibt auf unbegrenzte Zeit in 
Kraft.

2. Jede Vertragspartei kann dieses Übereinkommen nach 
einem Zeitraum von fünf Jahren, nachdem es für sie in Kraft 
getreten ist, gegenüber dem Verwahrer schriftlich kündigen. 
Die Kündigung wird vier Monate nach ihrem Eingang beim 
Verwahrer wirksam.

Artikel 12
1. Der Verwahrer unterrichtet so bald wie möglich alle 

Staaten, die dieses Übereinkommen-unterzeichnet haben oder 
ihm beigetreten sind, von

a) Unterzeichnungen dieses Übereinkommens;
b) Hinterlegungen von Ratifikationsurkunden zu diesem 

Übereinkommen;
c) Hinterlegungen von Beitrittsurkunden zu diesem Über­

einkommen ;
d) dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Übereinkom­

mens ;
e) Notifikationen von Kündigungen dieses Übereinkom­

mens.

2. Sobald dieses Übereinkommen in Kraft getreten ist, läßt 
der Verwahrer es beim Sekretariat der Vereinten Nationen 
nach Artikel 102 ihrer Charta eintragen.

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig befugten 
Unterzeichneten dieses Übereinkommen unterschrieben.

GESCHEHEN zu Ramsar am 2. Februar 1971 in einer ein­
zigen Urschrift in deutscher, englischer, französischer und 
russischer Sprache, wobei im Falle einer Abweichung der 
englische Wortlaut maßgebend ist; die Urschrift wird beim 
Verwahrer hinterlegt, der allen Vertragsparteien gleichlau­
tende Abschriften übermittelt.

Bekanntmachung 
zum Inkrafttreten 

des Konsularvertrages 
zwischen der Deutschen Demokratischen Republik 

und der Koreanischen Demokratischen Volksrepublik

vom 29. November 1978

Entsprechend § 2 des Gesetzes vom 13. Oktober 1978 zum 
Konsularvertrag zwischen der Deutschen Demokratischen Re­
publik und der Koreanischen Demokratischen Volksrepublik 
(GBl. II Nr. 5 S. 69) wird hiermit bekanntgegeben, daß der 
Vertrag gemäß seinem Artikel 36 Absatz 1 am 15. November 
1978 in Kraft getreten ist.

Berlin, den 29. November 1978

Der Sekretär des Staatsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik

Bekanntmachung 
zur Zollkonvention vom 14. November 1975 

über den internationalen Warentransport mit Carnets TIR 
(TIR-Konvention)

vom 24. Oktober 1978
Der Staatsrat der Deutschen Demokratischen Republik er­

klärte den Beitritt der Deutschen Demokratischen Republik 
zur Zollkonvention über den internationalen Warentransport 
mit Carnets TIR (TIR-Konvention) vom 14. November 1975.

Am 21. Juli 1978 wurde die Beitrittsurkunde beim Gene­
ralsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.

Bei der Hinterlegung der Beitrittsurkunde wurde von sei­
ten der Deutschen Demokratischen Republik zu Artikel 57 
Absätze 2 bis 6 folgender Vorbehalt erklärt:

„Die Deutsche Demokratische Republik betrachtet sich 
nicht durch die Bestimmungen des Artikels 57 Absätze 2 
bis 6 der Konvention gebunden, wonach ein Streitfall über 
die Auslegung oder Anwendung der Konvention, der nicht 
auf dem Verhandlungswege beigelegt wurde, auf Antrag 
einer der am Streitfall beteiligten Vertragsparteien einem 
Schiedsverfahren zu unterwerfen ist.
Die Deutsche Demokratische Republik vertritt hierzu die 
Auffassung, daß in jedem Einzelfall die Zustimmung aller 
am Streitfall beteiligten Vertragsparteien erforderlich ist, 
um einen Streitfall durch ein Schiedsverfahren zu entschei­
den.“
Zu Artikel 52 Absätze 1 und 3 der Konvention gab die 

Deutsche Demokratische Republik folgende Erklärungen ab: 
„Die Deutsche Demokratische Republik ist der Auffas­
sung, daß die Bestimmungen des Artikels 52 Absatz I der 
Konvention im Widerspruch zu dem Prinzip stehen, wonach 
alle Staaten, die sich in ihrer Politik von den Zielen und 
Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen leiten las­
sen, das Recht haben, Vertragspartei von Konventionen zu 
werden, die die Interessen aller Staaten berühren.“
„Die Deutsche Demokratische Republik erklärt, daß die im 
Artikel 52 Absatz 3 der Konvention vorgesehene Möglich­
keit für Zoll- und Wirtschaftsunionen, Vertragsparteien der 
Konvention zu werden, ihr keinerlei Verpflichtungen gegen­
über solchen Unionen auferlegt.“
Die Konvention tritt gemäß ihrem Artikel 53 Absatz 2 am 

21. Januar 1979 für die Deutsche Demokratische Republik in 
Kraft.

Der Text der Konvention wird im Sonderdruck Nr. 1003 des 
Gesetzblattes veröffentlicht.

Berlin, den 24. Oktober 1978

Der Sekretär des Staatsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik 

H. E i c h 1 e r

Bekanntmachung 
über das Inkrafttreten 

des Europäischen Zusatzabkommens vom 1. Mai 1971 
zur Konvention vom 8. November 1968 

über den Straßenverkehr
vom 27. November 1978

Das Europäische Zusatzabkommen vom 1. Mai 1971 zur 
Konvention vom 8. November 1968 über den Straßenverkehr 
(Bekanntmachung vom 9. August 1976, GBl. II 1976 Nr. 13 
S. 280) tritt gemäß seinem Artikel 4 Absatz 1 am 7. Juni 1979 
für die Deutsche Demokratische Republik in Kraft.

Berlin, den 27. November 1978

Der Sekretär des Staatsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik 

H. E i c h l e rH. E i c h l e r


